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Baumersatzkonzept in Neuhausen-Nymphenburg zur Korrektur des Baumverlusts in München 

BA-Antrags-Nr. 20-26 / B 01938 des Bezirksausschusses des Stadtbezirkes 09 - Neuhausen­
Nymphenburg vom 16.03.2021 

Aktenzeichen: 602-5.1-2021-6002-5 

Sehr geehrte Frau Hanusch, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

der o.g. Antrag des Stadtbezirkes 09' - Neuhausen-Nymphenburg wurde dem Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung zur federführenden Bearbeitung zugeleitet. Auf die mit 
Zwischennachricht vom 07.07.2021 erbetene Terminverlängerung bis 15.09.2021 wird Bezug 
genommen. 

Die von Ihnen aufgeworfenen Fragen möchten wir, stellenweise unter Verweis auf unsere 
Sitzungsvorlage „Baumschutz in der Landeshauptstadt München" (Sitzungsvorlagen Nr. 20-26 / V 
03093) die am 28.07.2021 von der Vollversammlung des Stadtrates beschlossen wurde, in der 
vorgegebenen Reihenfolge beantworten. 

A) ,,Verwaltung und UNB. berichten dem Bezirksausschuss 9 zur Anzahl der verlorenen Bäume
sowie den geleisteten Ausgleichs- und Kautionszahlungen der letzten zehn Jahre:"

Zu A 1) 
Wir bitten um Verständnis, dass auf Basis der uns vorliegenden statistischen Daten eine 
Auswertung nur für die Jahre 2013 -2020 erfolgen konnte. In diesem Zeitraum wurden im 
Stadtbezirk 9 insgesamt weniger als 1356 Bäume im Rahmen von Einzelfällungsanträgen 
genehmigt, weitere 668 Fällungen wurden im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren bewilligt. 
Bei den Zahlen für die Einzelfällungsanträge sind auch Bäume enthalten, welche im Rahmen 
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Bauordnung zum Ziel gesetzt, die gegeben Rahmenbedingungen für Baumschutz in der Stadt 
darzulegen, Defizite aufzuzeigen und Spielräume auszuloten, um Bäume in der Stadt 
wirkungsvoller erhalten und in ausreichendem Umfang nachpflanzen zu können. Die vorhanden 
Instrumentarien und geplanten Maßnahmen zur Stärkung des Baumschutzes sind vielschichtig 
und ausführlich in der Sitzungsvorlage dargestellt. Sie umfassen den Ausbau von 
Beratungsangeboten, die Förderung freiwilliger Pflanzungen durch die Initiativen „Pro Baum", die 
konsequente Fortführung der Ersatzbauminitiative und die Erarbeitung eines Kriterienkatalogs 
als Grundlage für eine differenziertere Festsetzungen von Ersatzpflanzungen bei genehmigte 
Baumfällungen um nur einige herauszugreifen. 

C) ,,Verwaltung und UNB nehmen Stellung zu den Wünschen des Bezirksausschuss 9:"

Zu C 1) 
Wie bereits oben dargelegt ist die Untere-Naturschutzbehörde in der Art und Anzahl der 
Ersatzpflanzungsfestsetzungen an den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebunden. 
Mehrfache Ersatzpflanzungen pro Fällung können daher nur in den Fällen gefordert werden, 
wo ökologisch besonders wertvolle Bäume zur Fällung frei gegeben werden. § 7 Abs. 2 Satz 4 
der Münchner BaumSchV formuliert hierzu folgendes: ,,[Es] kann auch für die Entfernung 
eines einzelnen, noch vitalen und dominanten Baumes die Forderung von mehreren 
Ersatzpflanzungen erfolgen". Diese Regelung findet jedoch hauptsächlich bei durch 
Neubaumaßnahmen bedingten Fällungen Anwendung, darüber hinaus gibt es in der Regel 
keinen Grund dominante und vitale Bäume zu Fällung frei zu geben. Ein Ausgleich des 
verloren gegangenen Grünvolumens ist nicht möglich (vgl. hierzu Ziffern 3.7. und 5.5. der 
Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 03093) 

Zu C 2) 
Der Bezirksausschuss regt auch Ersatzpflanzungen bzw. deren Finanzierung an anderen 
Stellen im Stadtbezirk an, sofern am Fällungsort aufgrund von Baumaßnahmen keine 
ausreichenden Nachpflanzungen möglich sind. Ersatzpflanzungsforderungen können jedoch 
aus rechtlichen Gründen lediglich gegen den Grundstückseigentümer bzw. Antragsteller 
festgesetzt werden. Eine _Ersatzpflanzungsfestsetzung für ein anderes (Privat-)Grundstück als 
dem von der Fällung Betroffenem wäre daher nur mit Zustimmung des dortigen Eigentümer 
möglich. Wie oben dargestellt werden jedoch die unter Umständen festgesetzten 
Ausgleichszahlungen für die Begrünung öffentlicher Flächen an anderer Stelle durch das 
Baureferat Gartenbau verwendet. Sofern sich (an anderen Standorten) private 
Grundstückseigentümer bereit erklären eine freiwillige Begrünung vorzunehmen, soll dies 
künftig im Rahmen der Initiative „Pro Baum" (siehe oben) gefördert werden. 

zu C 3) 
Bezüglich der vorgeschlagenen Erhöhung der Ausgleichszahlungen möchten wir Sie im Detail 
auf die Ausführungen unter Ziffer 3. 7, 3.8 und 5.13 der zitierten Sitzungsvcirlage verweisen. 
Im Zuge der Prüfungen zu Erarbeitung eines Kriterienkatalogs für Ersatzpflanzungen werden 
wir auch die fachlichen und rechtlichen Möglichkeiten der Erhöhung bzw. Differenzierung der 
Ausgleichszahlungen prüfen. 
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Zu C 4) 
Der Vorschlag des Bezirksausschuss 9 die Ersatzpflanzungsfrist zu verkürzen wird gern 
aufgegriffen. Eine Fristverkürzung ist auch aus Sicht der Unteren Naturschutzbehörde ein 
probates Mittel um den entstehenden Grünverlust schneller ausgleichen zu können ohne die 
Antragsteilenden dadurch über Gebühr zu belasten. In Baugenehmigungsverfahren werden 
bereits jetzt Nachpflanzungen binnen 6 Monate nach Fertigstellung des Bauvorhabens in 
Abhängigkeit von Fertigstellungszeitpunkt und Pflanzzeiten gefordert. Für Fällgenehmigungen 
außerhalb eines baurechtlichen Verfahrens wird nach dem derzeitigem Stand der fachlichen 
und rechtlichen Prüfung eine Verkürzung der Frist auf 7 Monate allgemein positiv gesehen. Im 
Falle einer Fristsetzung von 7 Monaten wäre zugleich gewährleistet, dass in den festgesetzten 
Zeitraum immer eine geeignete Pflanzzeit enthalten ist. 

Dem Antrag Nr. 20-26 / B 01938 kann nach Maßgabe der vorstehenden Ausführungen 
entsprochen werden. Er ist damit behandelt. 

II. Abdruck von 1. (per Email) an
Direktorium HA II/ BA-Geschäftsstelle Nord (Az.: Baumersatzkonzept in Neuhausen­
Nymphenburg) 
PLAN SG 3 (zum Auftrag vom 22.03.2021) 
PLAN HA IV/012 Beschluss und Berichtswesen 

jeweils mit der Bitte um Kenntnisnahme 






